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Die Euro-Krise und die Zukunft Europas
KAS

Eisenach, 2. Februar 2012
7 Thesen

1. Die Staatsschuldenkrise ist das Ergebnis eines Regierungsversagens in der Mehrzahl der Mitgliedsländer der EWU, das man bis dato in der Europäischen Union nicht kannte:

a. Von Beginn der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion (EWU) an wurde gegen den Geist des Vertrages von Maastricht und gegen den Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) verstoßen. Einschneidend sind die Nichtbeachtung der Maastricht-Kriterien bei Gründung in 8 von 11 Fällen, die faktische Abschaffung des SWP durch die deutsche und französische Regierung und das Ignorieren des Haftungsausschlusses; letzterer stellt das Hauptproblem dar, ist aber ohne erstere kaum denkbar.

b. Niedrige Zinsen wurden insbesondere zur Finanzierung von Konsum und weniger für Investitionen genutzt.

c. Die EZB verstößt seit einigen Monaten explizit gegen ihr Mandat und finanziert Staatsschulden.

2. Rettungsschirme – wie auch immer ausgestaltet – beenden die Krise nicht. Sie schaffen Fehlanreize, eigene Anstrengungen zu überfälligen Haushalts-, Steuer- und Strukturreformen auf Kosten anderer europäischer Partner zu unterbinden. Solange es Rettungsschirme gibt, wird es die Krise geben. 

3. Rettungsschirme, dabei besonders der ESM, sind im Ergebnis – nicht in der Intention – undemokratisch, weil sie das Haushaltsrecht faktisch dauerhaft aus den Parlamenten verdrängen.

4. Je länger die Krise andauert, desto mehr entwickeln sich nationalistische Reflexe – bei Nettozahlern und Nettonehmern gleichermaßen. Dies ist wesentlich teurer als Schuldenschnitt oder auch Transfers. Damit riskieren die politischen Entscheidungsträger eine Gefährdung des gesamten europäischen Integrationsprozesses.
5. Es ist falsch zu behaupten, ohne den Euro gebe es Europa nicht: Alle Europäer können auf den Euro verzichten, aber nicht auf den europäischen Binnenmarkt mit seinen vier Freiheiten. 

6. Unter den heutigen Umständen muss sich die EWU auf eine lange und tiefe Abschwungphase, bekannt auch als Eurosklerose, einstellen. Sie wird umso gefährlicher werden, je mehr sie mit Kapitalabflüssen und der Emigration (junger) Leistungsträger einhergeht. 
7. Daraus ergibt sich ein klarer Impetus. Drei Dinge sind zu tun.

a. Das Prinzip der Haftung muss im Verhältnis der europäischen Partner wieder in den Vordergrund gestellt werden. Nationale Schulden müssen von den Staaten selbst getragen werden, von ganz extremen unverschuldeten Situationen abgesehen. Wenigstens in Zukunft sollte dies wieder so sein. Bisher geleistete Zahlungen werden höchst wahrscheinlich nicht vollständig zurückgefordert werden können. Es ist aber ein Schlussstrich zu ziehen. Rettungsmaßnahmen sollten dem Gläubigerschutz – statt dem Schuldnerschutz – ggf. bei Verstaatlichung der Kapitalsammelstellen dienen; im Sinne des Prinzips der Haftung sind die Aktionäre dabei nicht zu schonen – aber sehr wohl die Sparer.
b. Fiskalische Stabilität muss wieder hergestellt werden. Hier kann die deutsche Schuldenbremse ein Vorbild und können die Beschlüsse vom 30. Januar 2012 richtungsweisend sein. Sie sind aber nur komplementär, nicht substitutiv zum Haftungsausschluss.
c. Wo nötig, sind Deregulierung, Subventionsabbau, Steuer- und andere Strukturreformen (am besten gegenseitig vereinbart) durchzuführen. Der notwendige Druck für Reformen erwächst aus einem glaubhaften wechselseitigen Haftungsausschluss. Die Europäische Kommission könnte bei Reformen beratend zur Seite stehen, die Beschlüsse vom 30. Januar 2012 zur Beschäftigung zeigen sehr zögerlich in die richtige Richtung. Deutschland bildet übrigens keine Ausnahme, was die Notwendigkeit von Reformen angeht.
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